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§ 163 VVG 

Prämien- und Leistungsänderung 

(1) Der Versicherer ist zu einer Neufestsetzung 

der vereinbarten Prämie berechtigt, wenn 

 
1.  

sich der Leistungsbedarf nicht nur 

vorübergehend und nicht voraussehbar 

gegenüber den Rechnungsgrundlagen der 

vereinbarten Prämie geändert hat, 

 
2.  

die nach den berichtigten 

Rechnungsgrundlagen neu festgesetzte 

Prämie angemessen und erforderlich ist, um 

die dauernde Erfüllbarkeit der 

Versicherungsleistung zu gewährleisten, und 

 
3.  

ein unabhängiger Treuhänder die 

Rechnungsgrundlagen und die 

Voraussetzungen der Nummern 1 und 2 

überprüft und bestätigt hat. 

Eine Neufestsetzung der Prämie ist insoweit 

ausgeschlossen, als die Versicherungsleistungen 

zum Zeitpunkt der Erst- oder Neukalkulation 

unzureichend kalkuliert waren und ein ordentlicher 

und gewissenhafter Aktuar dies insbesondere 

anhand der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren 

statistischen Kalkulationsgrundlagen hätte 

erkennen müssen. 

(2) Der Versicherungsnehmer kann verlangen, 

dass an Stelle einer Erhöhung der Prämie nach 

Absatz 1 die Versicherungsleistung entsprechend 

herabgesetzt wird. Bei einer prämienfreien 

Versicherung ist der Versicherer unter den 

Voraussetzungen des Absatzes 1 zur 

Herabsetzung der Versicherungsleistung 

berechtigt. 

(3) Die Neufestsetzung der Prämie und die 

Herabsetzung der Versicherungsleistung werden 

zu Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf 

die Mitteilung der Neufestsetzung oder der  

 

Herabsetzung und der hierfür maßgeblichen 

Gründe an den Versicherungsnehmer folgt. 

(4) Die Mitwirkung des Treuhänders nach Absatz 

1 Satz 1 Nr. 3 entfällt, wenn die Neufestsetzung 

oder die Herabsetzung der Versicherungsleistung 

der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. 

§ 164 VVG 

Bedingungsanpassung 

(1) Ist eine Bestimmung in Allgemeinen 

Versicherungsbedingungen des Versicherers 

durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch 

bestandskräftigen Verwaltungsakt für unwirksam 

erklärt worden, kann sie der Versicherer durch 

eine neue Regelung ersetzen, wenn dies zur 

Fortführung des Vertrags notwendig ist oder wenn 

das Festhalten an dem Vertrag ohne neue 

Regelung für eine Vertragspartei auch unter 

Berücksichtigung der Interessen der anderen 

Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen 

würde. Die neue Regelung ist nur wirksam, wenn 

sie unter Wahrung des Vertragsziels die Belange 

der Versicherungsnehmer angemessen 

berücksichtigt. 

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei 

Wochen, nachdem die neue Regelung und die 

hierfür maßgeblichen Gründe dem 

Versicherungsnehmer mitgeteilt worden sind, 

Vertragsbestandteil. 

§ 53c VAG 

Kapitalausstattung 

(1) Versicherungsunternehmen sind verpflichtet, 

zur Sicherstellung der dauernden Erfüllbarkeit der 

Verträge stets über freie unbelastete Eigenmittel 

mindestens in Höhe der geforderten 

Solvabilitätsspanne zu verfügen, die sich nach 

dem gesamten Geschäftsumfang bemisst. Ein 

Drittel der geforderten Solvabilitätsspanne gilt als 

Garantiefonds. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird 

ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 

Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur 

Anlage Gesetzestexte zur Satzung der KVK SterbeKasse  
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Durchführung oder Umsetzung von Rechtsakten 

der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet 

des Versicherungswesens Vorschriften zu 

erlassen 

 
1.  

über die Berechnung und Höhe der 

Solvabilitätsspanne, 

 
2.  

über den für die einzelnen 

Versicherungssparten maßgebenden 

Mindestbetrag des Garantiefonds, seine 

Berechnung sowie damit 

zusammenhängende 

Genehmigungsbefugnisse einschließlich des 

Verfahrens, 

 
3.  

darüber, wie bei 

Lebensversicherungsunternehmen nicht in 

der Bilanz ausgewiesene Eigenmittel 

errechnet werden und in welchem Umfang 

sie auf die Solvabilitätsspanne und den 

Garantiefonds angerechnet werden dürfen. 

(2a) Für die die Lebensversicherung als 

Sterbekassen betreibenden Unternehmen gilt 

Absatz 2 zur Sicherstellung einer ausreichenden 

Solvabilität entsprechend. 

(3) Als Eigenmittel nach Absatz 1 sind anzusehen 

 
1.  a)  

bei Aktiengesellschaften das eingezahlte 

Grundkapital abzüglich des Betrages der 

eigenen Aktien; 

  
b)  

bei Versicherungsvereinen auf 

Gegenseitigkeit der eingezahlte 

Gründungsstock; 

  
c)  

bei öffentlich-rechtlichen 

Versicherungsunternehmen die dem 

eingezahlten Grundkapital bei 

Aktiengesellschaften entsprechenden 

Posten; 

 
2.  

die Kapitalrücklage und die 

Gewinnrücklagen; 

 
3.  

der sich nach Abzug der auszuschüttenden 

Dividenden ergebende Gewinnvortrag; 

 
3a.  

Kapital, das gegen Gewährung von 

Genußrechten eingezahlt ist, nach 

Maßgabe der Absätze 3a und 3c; 

 
3b.  

Kapital, das aufgrund der Eingehung 

nachrangiger Verbindlichkeiten eingezahlt 

ist, nach Maßgabe der Absätze 3b und 3c; 

 
4.  

bei Lebensversicherungsunternehmen die 

Rückstellung für Beitragsrückerstattung, 

sofern sie zur Deckung von Verlusten 

verwendet werden darf und soweit sie nicht 

auf festgelegte Überschussanteile entfällt; 

 
5.  

auf Antrag und mit Zustimmung der 

Aufsichtsbehörde 

  
a)  

die Hälfte des nicht eingezahlten Teils 

des Grundkapitals, des Gründungsstocks 

oder der bei öffentlich-rechtlichen 

Versicherungsunternehmen dem 

Grundkapital bei Aktiengesellschaften 

entsprechenden Posten, wenn der 

eingezahlte Teil 25 vom Hundert des 

Grundkapitals, des Gründungsstocks 

oder der bei öffentlich-rechtlichen 

Versicherungsunternehmen dem 

Grundkapital bei Aktiengesellschaften 

entsprechenden Posten erreicht; 

  
b)  

bei Versicherungsvereinen auf 

Gegenseitigkeit und nach dem Grundsatz 

der Gegenseitigkeit arbeitenden 

öffentlich-rechtlichen 

Versicherungsunternehmen, wenn sie 

nicht die Lebensversicherung oder die 

Krankenversicherung betreiben, die 

Hälfte der Differenz zwischen den nach 

der Satzung in einem Geschäftsjahr 

zulässigen Nachschüssen und den 

tatsächlich geforderten Nachschüssen; 

  
c)  

die stillen Nettoreserven, die sich aus der 

Bewertung der Aktiva ergeben, soweit 

diese Reserven nicht 

Ausnahmecharakter haben; 

  
d)  

bei Lebensversicherungsunternehmen 

nach Maßgabe der auf Grund des 

Absatzes 2 erlassenen Vorschriften der 

Wert von in den Beitrag eingerechneten 

Abschlusskosten, soweit sie bei der 

Deckungsrückstellung nicht 

berücksichtigt worden sind. 

Mittel gemäß Satz 1 Nr. 5 Buchstabe a und b 

können den Eigenmitteln nur bis zu einer 

Höchstgrenze von 50 vom Hundert des jeweils 

niedrigeren Betrages der Eigenmittel und der 

geforderten Solvabilitätsspanne zugerechnet 

werden. Von der Summe der sich nach Satz 1 Nr. 

1 bis 5 ergebenden Beträge sind der um die 

auszuschüttende Dividende erhöhte 

Verlustvortrag und die in der Bilanz 
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ausgewiesenen immateriellen Werte abzusetzen, 

insbesondere ein aktivierter Geschäfts- oder 

Firmenwert (§ 246 Abs. 1 Satz 4 des 

Handelsgesetzbuchs). 

(3a) Kapital, das gegen Gewährung von 

Genußrechten eingezahlt ist (Absatz 3 Satz 1 Nr. 

3a), ist den Eigenmitteln nach Absatz 1 nur 

zuzurechnen, 

 
1.  

wenn es bis zur vollen Höhe am Verlust 

teilnimmt und das 

Versicherungsunternehmen verpflichtet ist, 

im Falle eines Verlustes die Zinszahlungen 

aufzuschieben, 

 
2.  

wenn vereinbart ist, daß es im Falle der 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder der 

Liquidation des Versicherungsunternehmens 

erst nach Befriedigung aller nicht 

nachrangigen Gläubiger zurückgezahlt wird, 

 
3.  

wenn es dem Versicherungsunternehmen 

mindestens für die Dauer von fünf Jahren zur 

Verfügung gestellt worden ist und nicht auf 

Verlangen des Gläubigers vorzeitig 

zurückgezahlt werden muß; die Frist von fünf 

Jahren braucht nicht eingehalten zu werden, 

wenn in Wertpapieren verbriefte 

Genußrechte wegen Änderung der 

Besteuerung, die zu Zusatzzahlungen an den 

Erwerber der Genußrechte führt, vorzeitig 

gekündigt werden und das Kapital vor 

Rückerstattung durch die Einzahlung 

anderer, zumindest gleichwertiger Eigenmittel 

ersetzt worden ist, 

 
4.  

solange der Rückzahlungsanspruch nicht in 

weniger als zwei Jahren fällig wird oder auf 

Grund des Vertrages fällig werden kann und 

 
5.  

wenn das Versicherungsunternehmen bei 

Abschluß des Vertrages auf die in den 

Sätzen 2 und 3 genannten Rechtsfolgen 

ausdrücklich und in Textform hingewiesen 

hat. 

Nachträglich können die Teilnahme am Verlust 

nicht geändert, der Nachrang nicht beschränkt 

sowie die Laufzeit und die Kündigungsfrist nicht 

verkürzt werden. Eine vorzeitige Rückzahlung ist 

dem Versicherungsunternehmen ohne Rücksicht 

auf entgegenstehende Vereinbarungen 

zurückzugewähren, sofern nicht das Kapital durch 

die Einzahlung anderer, zumindest gleichwertiger 

Eigenmittel ersetzt worden ist oder die 

Aufsichtsbehörde der vorzeitigen Rückzahlung 

zustimmt; das Versicherungsunternehmen kann 

sich ein entsprechendes Recht vertraglich 

vorbehalten. Werden Wertpapiere über die 

Genußrechte begeben, so ist in den Zeichnungs- 

und Ausgabebedingungen auf die in den Sätzen 2 

und 3 genannten Rechtsfolgen hinzuweisen. Ein 

Versicherungsunternehmen darf in Wertpapieren 

verbriefte eigene Genußrechte nicht erwerben. 

Die Rückzahlungsverpflichtung gilt nicht als 

Belastung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1. 

(3b) Kapital, das aufgrund der Eingehung 

nachrangiger Verbindlichkeiten eingezahlt ist 

(Absatz 3 Satz 1 Nr. 3b), ist den Eigenmitteln nach 

Absatz 1 nur zuzurechnen, 

 
1.  

wenn es im Fall der Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens oder der Liquidation des 

Versicherungsunternehmens nach 

Befriedigung aller nicht nachrangigen 

Gläubiger zurückerstattet wird, 

 
2.  

wenn es dem Versicherungsunternehmen 

mindestens für die Dauer von fünf Jahren zur 

Verfügung gestellt wird und nicht auf 

Verlangen des Gläubigers vorzeitig 

zurückgezahlt werden muß; die Frist von fünf 

Jahren braucht nicht eingehalten zu werden, 

wenn Schuldverschreibungen wegen 

Änderung der Besteuerung, die zu 

Zusatzzahlungen an den Erwerber der 

Schuldverschreibungen führt, vorzeitig 

gekündigt werden und das Kapital vor 

Rückerstattung durch die Einzahlung 

anderer, zumindest gleichwertiger Eigenmittel 

ersetzt worden ist, 

 
3.  

wenn die Aufrechnung des 

Rückerstattungsanspruchs gegen 

Forderungen des 

Versicherungsunternehmens ausgeschlossen 

ist und für die Verbindlichkeiten keine 

vertraglichen Sicherheiten durch das 

Versicherungsunternehmen oder durch Dritte 

gestellt werden und 

 
4.  

solange der Rückerstattungsanspruch nicht 

in weniger als einem Jahr fällig wird oder auf 

Grund des Vertrages fällig werden kann; 

sobald der Rückerstattungsanspruch in 

weniger als zwei Jahren fällig wird oder auf 

Grund des Vertrages fällig werden kann, 
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erfolgt die Zurechnung nur noch zu zwei 

Fünfteln. 

Nachträglich können der Nachrang nicht 

beschränkt sowie die Laufzeit und die 

Kündigungsfrist nicht verkürzt werden. Eine 

vorzeitige Rückerstattung ist dem 

Versicherungsunternehmen ohne Rücksicht auf 

entgegenstehende Vereinbarungen 

zurückzugewähren, soweit das 

Versicherungsunternehmen nicht aufgelöst wurde, 

und sofern nicht 

 
1.  

das Kapital durch die Einzahlung anderer, 

zumindest gleichwertiger Eigenmittel ersetzt 

worden ist oder 

 
2.  

die Aufsichtsbehörde der vorzeitigen 

Rückerstattung zustimmt; das 

Versicherungsunternehmen kann sich ein 

entsprechendes Recht vertraglich 

vorbehalten. 

Das Versicherungsunternehmen hat bei Abschluß 

des Vertrages auf die in den Sätzen 2 und 3 

genannten Rechtsfolgen ausdrücklich und in 

Textform hinzuweisen; werden Wertpapiere über 

die nachrangigen Verbindlichkeiten begeben, so 

ist nur in den Zeichnungs- und 

Ausgabebedingungen auf die genannten 

Rechtsfolgen hinzuweisen. Ein 

Versicherungsunternehmen darf in Wertpapieren 

verbriefte eigene nachrangige Verbindlichkeiten 

nicht erwerben. Die Rückzahlungsverpflichtung gilt 

nicht als Belastung im Sinne des Absatzes 1 Satz 

1. Abweichend von Satz 1 Nr. 3 darf ein 

Versicherungsunternehmen nachrangige 

Sicherheiten für nachrangige Verbindlichkeiten 

stellen, die ein ausschließlich für den Zweck der 

Kapitalaufnahme gegründetes 

Tochterunternehmen des 

Versicherungsunternehmens eingegangen ist. 

(3c) Der Gesamtbetrag des Genussrechtskapitals 

nach Absatz 3a und der nachrangigen 

Verbindlichkeiten nach Absatz 3b ist den 

Eigenmitteln nach Absatz 1 nur zuzurechnen, 

soweit er 50 vom Hundert der Eigenmittel und 50 

vom Hundert der geforderten Solvabilitätsspanne 

nicht übersteigt; davon können höchstens 25 vom 

Hundert auf nachrangige Darlehen mit fester 

Laufzeit entfallen. 

(3d) Von der Summe der sich nach Absatz 3 Satz 

1 Nr. 1 bis 5 ergebenden Beträge sind abzuziehen 

 
1.  

Beteiligungen des 

Versicherungsunternehmens im Sinne des § 

104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 an Kreditinstituten 

im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 

und 7 bis 11 des Kreditwesengesetzes, 

Finanzdienstleistungsinstituten im Sinne des 

§ 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 des 

Kreditwesengesetzes und 

Finanzunternehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 

des Kreditwesengesetzes, 

 
2.  

Forderungen aus Genussrechten im Sinne 

des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 3a und 

Forderungen aus nachrangigen 

Verbindlichkeiten im Sinne des Absatzes 3 

Satz 1 Nr. 3b gegenüber den in Nummer 1 

genannten Unternehmen, an denen das 

Versicherungsunternehmen eine Beteiligung 

hält oder mit dem zusammen es Mitglied 

einer horizontalen Unternehmensgruppe (§ 

104a Abs. 2 Nr. 1 Satz 4) ist. 

Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag des 

Versicherungsunternehmens in Bezug auf die 

Abzugspositionen nach Satz 1 Ausnahmen 

zulassen, wenn das Versicherungsunternehmen 

Anteile an den in Nummer 1 genannten 

Unternehmen vorübergehend besitzt, um das 

betreffende Unternehmen zwecks Sanierung und 

Rettung finanziell zu stützen. Ein 

Versicherungsunternehmen braucht Positionen 

nach Satz 1 nicht von seinen Eigenmitteln 

abzuziehen, wenn es in die zusätzliche 

Berechnung der Eigenkapitalausstattung auf 

Konglomeratsebene nach Maßgabe der 

Rechtsverordnung nach § 104q Abs. 1 Satz 2 

näher bestimmten Berechnungsmethoden 

einbezogen wird. Die Aufsichtsbehörde kann auf 

Antrag des Versicherungsunternehmens zulassen, 

dass anstelle des Abzugs der in Satz 1 genannten 

Positionen die in Anhang I der Richtlinie 

2002/87/EG genannten Berechnungsmethoden 1, 

2 oder 3 entsprechend angewendet werden 

(Alternativrechnung). In diesem Fall braucht das 

Versicherungsunternehmen die in Satz 1 

genannten Positionen nicht von seinen 

Eigenmitteln abzuziehen. Eine Berechnung auf 

der Grundlage des konsolidierten Abschlusses 

(Methode 1) darf nur erfolgen, wenn und soweit 

nach Auffassung der Aufsichtsbehörde Umfang 

und Niveau des integrierten Managements und 

http://dejure.org/gesetze/VAG/104a.html
http://dejure.org/gesetze/KWG/1.html
http://dejure.org/gesetze/KWG/1.html
http://dejure.org/gesetze/KWG/1.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/104a.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/104q.html
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der internen Kontrollen in Bezug auf die in den 

Konsolidierungskreis einbezogenen Unternehmen 

zufrieden stellend sind. Die nach Satz 4 

zugelassene Methode ist auf Dauer einheitlich 

anzuwenden. 

(3e) Absatz 3d Satz 1 und 2 ist entsprechend 

anzuwenden auf entsprechende Beteiligungs- und 

Forderungstitel des Versicherungsunternehmens 

an oder gegenüber 

Erstversicherungsunternehmen im Sinne des § 

104k Nr. 2 Buchstabe a, 

Rückversicherungsunternehmen im Sinne des § 

104a Abs. 2 Nr. 3, 

Rückversicherungsunternehmen eines Drittstaates 

im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 7 und 

Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne 

des § 104a Abs. 2 Nr. 4. Ein 

Versicherungsunternehmen braucht Positionen 

nach Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3d Satz 1 

nicht von seinen Eigenmitteln abzuziehen, wenn 

es in die Berechnung der bereinigten Solvabilität 

nach Maßgabe der in der Rechtsverordnung nach 

§ 104g Abs. 2 näher bestimmten 

Berechnungsmethoden einbezogen wird. 

(4) Zusammen mit dem nach § 341a Abs. 1 des 

Handelsgesetzbuchs vorgeschriebenen 

Jahresabschluß und Lagebericht sind der 

Aufsichtsbehörde jährlich in den von ihr 

festzulegenden Formen eine Berechnung der 

Solvabilitätsspanne vorzulegen und die 

Eigenmittel nachzuweisen. 

 

 

§ 54 VAG 

Anlagegrundsätze für das gebundene 

Vermögen; Anzeigepflichten 

(1) Die Bestände des Sicherungsvermögens (§ 

66) und das sonstige gebundene Vermögen 

gemäß Absatz 5 (gebundenes Vermögen) sind 

unter Berücksichtigung der Art der betriebenen 

Versicherungsgeschäfte sowie der 

Unternehmensstruktur so anzulegen, dass 

möglichst große Sicherheit und Rentabilität bei 

jederzeitiger Liquidität des 

Versicherungsunternehmens unter Wahrung 

angemessener Mischung und Streuung erreicht 

wird. 

(2) Das gebundene Vermögen darf nur angelegt 

werden in 

 
1.  

Darlehensforderungen, 

Schuldverschreibungen und Genussrechten; 

 
2.  Schuldbuchforderungen; 

 
3.  Aktien; 

 
4.  Beteiligungen; 

 
5.  

Grundstücken und grundstücksgleichen 

Rechten; 

 
6.  

Anteilen an Organismen für 

gemeinschaftliche Anlagen in Wertpapieren 

und für andere Anlagen, die nach dem 

Grundsatz der Risikostreuung angelegt 

werden, wenn die Organismen einer 

wirksamen öffentlichen Aufsicht zum Schutz 

der Anteilinhaber unterliegen; 

 
7.  

laufenden Guthaben und Einlagen bei 

Kreditinstituten; 

 
8.  

in sonstigen Anlagen, soweit diese nach 

Artikel 21 oder Artikel 22 der Dritten Richtlinie 

Schadenversicherung oder Artikel 23 oder 

Artikel 24 der Richtlinie über 

Lebensversicherungen zulässig sind. 

Darüber hinaus darf das gebundene Vermögen 

nur angelegt werden, soweit dies die 

Aufsichtsbehörde bei Vorliegen 

außergewöhnlicher Umstände im Einzelfall auf 

Antrag vorübergehend gestattet und die Belange 

der Versicherten dadurch nicht beeinträchtigt 

werden. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 

Bundesrates bedarf, Einzelheiten nach Maßgabe 

des Absatzes 1 und Absatzes 2 Satz 1 unter 

Beachtung der einschlägigen Grundsätze und 

Maßstäbe der Artikel 21 und Artikel 22 der Dritten 

Richtlinie Schadenversicherung oder Artikel 23 

und Artikel 24 der Richtlinie über 

Lebensversicherungen insbesondere durch 

quantitative und qualitative Vorgaben zur Anlage 

des gebundenen Vermögens festzulegen. 

(4) Der Aufsichtsbehörde sind unbeschadet der 

Vorschrift des § 54d anzuzeigen 

 
1.  (weggefallen) 

 
2.  

der Erwerb von Beteiligungen, bei 

Beteiligungen in Aktien oder sonstigen 

Anteilen jedoch nur, wenn die Beteiligung 10 

vom Hundert des Nennkapitals der fremden 

Gesellschaft übersteigt; dabei werden 

http://dejure.org/gesetze/VAG/104k.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/104a.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/104a.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/104a.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/104g.html
http://dejure.org/gesetze/HGB/341a.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/66.html
http://dejure.org/gesetze/VAG/54d.html
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Beteiligungen mehrerer zu einem Konzern im 

Sinne des § 18 des Aktiengesetzes 

gehörender Versicherungsunternehmen und 

des herrschenden Unternehmens an einer 

Gesellschaft zusammengerechnet; 

 
3.  

Anlagen eines Versicherungsunternehmens 

bei einem im Sinne des § 15 des 

Aktiengesetzes verbundenen Unternehmen; 

 
4.  (weggefallen) 

Die Anzeige ist bis zum Ende des auf den Erwerb 

oder die Anlage folgenden Monats vorzunehmen. 

(5) Der Umfang des sonstigen gebundenen 

Vermögens muss mindestens der Summe aus 

den Bilanzwerten der versicherungstechnischen 

Rückstellungen und der aus 

Versicherungsverhältnissen entstandenen 

Verbindlichkeiten und 

Rechnungsabgrenzungsposten entsprechen, die 

nicht zum Mindestumfang des 

Sicherungsvermögens (§ 66 Abs. 1a) gehören. 

Bilanzwerte sind die Bruttobeträge für das 

gesamte Versicherungsgeschäft abzüglich der 

darauf entfallenden Teile für das in Rückdeckung 

gegebene und für das an zum Geschäftsbetrieb 

zugelassene Zweckgesellschaften im Sinne des 

Artikels 46 der Richtlinie 2005/68/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 

November 2005 über die Rückversicherung und 

zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 

92/49/EWG sowie der Richtlinien 98/78/EG und 

2002/83/EG (ABl. EU Nr. L 323 S. 1) abgegebene 

Versicherungsgeschäft. Forderungen an 

Versicherungs-Zweckgesellschaften mit Sitz in 

einem Drittstaat dürfen nur dann bei den 

Bilanzwerten abgezogen werden, wenn die 

Versicherungs-Zweckgesellschaft im Sitzland 

entsprechend den Anforderungen des § 121g zum 

Geschäftsbetrieb staatlich zugelassen ist und 

beaufsichtigt wird und über eine vergleichbare 

Ausstattung mit Kapitalanlagen verfügt. Bei der 

Berechnung des Mindestumfangs des sonstigen 

gebundenen Vermögens können Beträge bis zur 

Höhe von 50 Prozent der um die Wertberichtigung 

geminderten, in den letzten drei Monaten fällig 

gewordenen Beitragsforderungen aus dem selbst 

abgeschlossenen Versicherungsgeschäft außer 

Ansatz bleiben. Verbindlichkeiten und 

Rückstellungen aus 

Rückversicherungsverhältnissen bleiben bei der 

Ermittlung des Mindestumfangs des sonstigen 

gebundenen Vermögens außer Betracht, soweit 

ihnen aus demselben 

Rückversicherungsverhältnis Forderungen 

gegenüberstehen. 

 

 

§ 1 LPartG 

Form und Voraussetzungen 

(1) Zwei Personen gleichen Geschlechts, die 

gegenüber dem Standesbeamten persönlich und 

bei gleichzeitiger Anwesenheit erklären, 

miteinander eine Partnerschaft auf Lebenszeit 

führen zu wollen (Lebenspartnerinnen oder 

Lebenspartner), begründen eine 

Lebenspartnerschaft. Die Erklärungen können 

nicht unter einer Bedingung oder Zeitbestimmung 

abgegeben werden. 

(2) Der Standesbeamte soll die Lebenspartner 

einzeln befragen, ob sie eine Lebenspartnerschaft 

begründen wollen. Wenn die Lebenspartner diese 

Frage bejahen, soll der Standesbeamte erklären, 

dass die Lebenspartnerschaft nunmehr begründet 

ist. Die Begründung der Lebenspartnerschaft kann 

in Gegenwart von bis zu zwei Zeugen erfolgen. 

(3) Eine Lebenspartnerschaft kann nicht wirksam 

begründet werden 

 
1.  

mit einer Person, die minderjährig oder 

verheiratet ist oder bereits mit einer anderen 

Person eine Lebenspartnerschaft führt; 

 
2.  

zwischen Personen, die in gerader Linie 

miteinander verwandt sind; 

 
3.  

zwischen vollbürtigen und halbbürtigen 

Geschwistern; 

 
4.  

wenn die Lebenspartner bei der Begründung 

der Lebenspartnerschaft darüber einig sind, 

keine Verpflichtungen gemäß § 2 begründen 

zu wollen. 

(4) Aus dem Versprechen, eine 

Lebenspartnerschaft zu begründen, kann nicht auf 

Begründung der Lebenspartnerschaft geklagt 

werden. § 1297 Abs. 2 und die §§ 1298 bis 1302 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten 

entsprechend. 
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